
 Deutscher Bundestag  Drucksache 19/4376 
19. Wahlperiode 18.09.2018 

Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André Hahn, Gökay Akbulut,  
Amira Mohamed Ali, Niema Movassat, Martina Renner, Kersten Steinke,  
Friedrich Straetmanns, Dr. Kirsten Tackmann und der Fraktion DIE LINKE. 

Berechnungen zum Zuwanderungskorridor entsprechend der 
Koalitionsvereinbarung 

Bei der Vorstellung der Asylzahlen für den Mai 2018 behauptete der Bundesmi-
nister des Innern, für Bau und Heimat Horst Seehofer, trotz des Rückgangs der 
Asylzahlen sei damit zu rechnen, dass der im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vereinbarte „Korridor für die jährliche Zuwanderung nach 
Deutschland in Höhe von 180 000 bis 220 000 Personen […] in diesem Jahr er-
reicht oder sogar überschritten werden“ könnte. Nach Erfahrungen der Vorjahre 
sei für den Sommer bzw. Herbst mit einem saisonal bedingten Anstieg der An-
tragszahlen zu rechnen (www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/ 
2018/06/asylantraege-mai-2018.pdf?__blob=publicationFile&v=7).  
Die Abgeordnete Ulla Jelpke befragte daraufhin die Bundesregierung nach dem 
konkreten Zahlenmaterial, auf das sich Horst Seehofer bei seiner Prognose 
stützte. Die Zahlen, die die Bundesregierung daraufhin nannte (vgl. Plenarproto-
koll 19/41 vom 27. Juni 2018, S. 4104), widersprechen nach Ansicht der Frage-
stellenden jedoch der Einschätzung des Bundesministers, wonach der im Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarte Zuwanderungskorridor in die-
sem Jahr erreicht oder überschritten werden könnte (vgl. www.taz.de/Asylzahlen-
des-Bundesinnenministers/!5518102/). 
Werden die Angaben der Bundesregierung aufs Jahr hochgerechnet, ergibt sich 
eine Zuwanderungszahl entsprechend der Vorgaben des Koalitionsvertrags zwi-
schen CDU, CSU und SPD in Höhe von vielleicht 150 000 Personen. Im Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD heißt es, „dass die Zuwanderungszah-
len (inklusive Kriegsflüchtlinge, vorübergehend Schutzberechtigte, Familien-
nachzügler, Relocation, Resettlement, abzüglich Rückführungen und freiwilligen 
Ausreisen künftiger Flüchtlinge und ohne Erwerbsmigration) die Spanne von 
jährlich 180 000 bis 220 000 nicht übersteigen werden“. Trotz des umfassenden 
Begriffs der „Zuwanderungszahlen“ ist hiermit offenkundig eine Art „Netto-Bi-
lanz“ (Ein- und Ausreisezahlen) der Fluchtmigration gemeint. 
Im Einzelnen nannte die Bundesregierung (Plenarprotokoll 19/41, S. 4104) rund 
70 000 Asylsuchende bis Mai 2018 – aufs Jahr hochgerechnet ergäbe das 168 000 
Asylsuchende. Dass es im Sommer bzw. Herbst einen Anstieg der Antragszahlen 
geben könnte, ist nicht belegt: Im Jahr 2017 waren die Monate mit den meisten 
Asylsuchenden der März und der November, die Zahl der Asylsuchenden bis Mai 
2017 (77 148) aufs Jahr hochgerechnet ergab fast genau die spätere tatsächliche 
Jahressumme (185 155 bzw. 186 644; vgl. regelmäßige Pressemitteilungen auf 
www.bmi.bund.de zu den monatlichen Asylgesuchszahlen).  
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Weiterhin nannte die Bundesregierung eine Zahl von 9 811 erteilten Visa zum 
Familiennachzug für das erste Quartal 2018 – wobei hier auch der Familiennach-
zug zu „Erwerbsmigranten“ enthalten sei, der jedoch nicht Teil des „Zuwande-
rungskorridors“ ist. Im Jahr 2017 wurden 45 Prozent aller Familiennachzugsvisa 
an Staatsangehörige aus typischen Hauptherkunftsländern Asylsuchender erteilt 
(54 307 von 117 992, vgl. Bundestagsdrucksache 19/2060, Anlagen zu Frage 9), 
wobei die Zahl im zweiten Halbjahr 2017 deutlich niedriger als im ersten Halb-
jahr war. Es kommt hinzu, dass sich auch unter den als Asylsuchende gezählten 
Personen zahlreiche legal nachgezogene Familienangehörige befinden dürften, 
die zur Statusklärung einen Asylantrag gestellt haben (im ersten Quartal 2018 
wurden 47 Prozent aller GFK-Status – GFK = Genfer Flüchtlingskonvention – im 
Rahmen des Familienasyls erteilt, Bundestagsdrucksache 19/3148, Antwort zu 
Frage 1). Wird der erste Quartalswert 2018 zu Nachzugsvisa bezogen auf die 
Fluchtmigration (45 Prozent von 9 811) aufs Jahr hochgerechnet, ergibt dies ei-
nen ungefähren Wert von knapp 18 000 Personen. 
Weiter gab die Bundesregierung eine Zahl von 5 000 Personen an, die ab August 
2018 zu subsidiär Schutzberechtigten nachreisen könnten (1 000 pro Monat), ob-
wohl noch nicht klar ist, ob das Monatskontingent tatsächlich ausgeschöpft wer-
den wird. 4 600 Personen würden über Resettlement-Programme aufgenommen 
werden (im Schwerpunktepapier des Bundesinnenministeriums zum Einzel-
plan 06 heißt es allerdings, dass 1 000 dieser 4 600 Personen voraussichtlich erst 
2019 einreisen werden, ebd., S. 91).  
Zusammengenommen ergibt sich aufgrund der Angaben der Bundesregierung 
eine prognostische Zahl von etwa 195 650 Zugängen im Rahmen der Fluchtmi- 
gration für das Jahr 2018.  
Davon sind jedoch abzuziehen, so die Angaben der Bundesregierung bis Mai 
2018, 11 131 „Rückführungen“ (aufs Jahr hochgerechnet: 26 717) und 7 554 be-
willigte finanziell im Rahmen des Programms REAG/GARP (Reintegration and 
Emigration Programme for Asylum Seekers in Germany/Government Assisted 
Repatriation Programme) geförderte „freiwillige“ Rückreisen (aufs Jahr hochge-
rechnet: 18 130). Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD ist aller-
dings von „freiwilligen Ausreisen“ die Rede, diese Zahl ist deutlich größer als die 
Zahl der im Rahmen des Programms REAG/GARP finanziell geförderten frei-
willigen Ausreisen. Zwar gibt es keine verlässliche Statistik zur Gesamtzahl frei-
williger Ausreisen (vgl. Bundestagsdrucksache 18/5862, Antwort zu Frage 29). Mit 
der Zahl der von der Bundespolizei bei der Ausreise registrierten so genannten 
Grenzübertrittsbescheinigungen liegt jedoch ein verlässlicher Wert vor, der die 
Mindestzahl freiwilliger Ausreisen weitaus besser beschreibt als die Teilmenge 
der nach REAG/GARP finanziell geförderten Ausreisen. 2017 wurden durch die 
Bundespolizei 43 019 freiwillige Ausreisen ausreisepflichtiger Personen durch 
Grenzübertrittsbescheinigungen registriert, während es zugleich nur 29 587 fi-
nanziell nach REAG/GARP geförderte Ausreisen gab (Bundestagsdrucksache 
19/800, Antwort zu den Fragen 19 und 20).  
Die Gesamtzahl der Abschiebungen und Ausreisen nach den Angaben der Bun-
desregierung zum Stand Ende Mai 2018 würde demnach aufs Jahr hochgerechnet 
bei knapp 45 000 liegen – aus den dargelegten Gründen läge ein realistischerer 
Wert bei deutlich über 50 000. 
Auf der Grundlage dieser Zahlenangaben der Bundesregierung zum „Zuwande-
rungskorridor“ zum Stand Ende Mai 2018 ergibt sich im Ergebnis eine Zahl von 
etwa 150 000 Personen (195 650 minus 45 000) für das Jahr 2018, wobei dieser 
Schätzwert aus den oben dargelegten Gründen eher zu hoch sein dürfte. Demnach 
kann nach Ansicht der Fragestellenden nicht davon die Rede sein, wie Bundesin-
nenminister Horst Seehofer erklärt hatte, dass der Wert von 180 000 bis 220 000 
erreicht oder sogar überschritten werden könnte.  
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Die Fragestellenden gehen davon aus, dass die Bundesregierung in Bezug auf die 
Umsetzung des Koalitionsvertrags zwischen CDU, CSU und SPD ein Eigeninte-
resse daran hat, den dort formulierten „Zuwanderungskorridor“ notfalls mit qua-
lifizierten Einschätzungen näher zu bestimmen, soweit zu Teilbereichen valide 
statische Informationen (noch) nicht vorliegen. Ihrer Auffassung nach ist eine 
zahlenmäßige Obergrenze im Zusammenhang der Fluchtmigration und Familien-
zusammenführung verfassungs- und menschenrechtlich nicht zulässig und damit 
unwirksam. Ob der vereinbarte „Zuwanderungskorridor“ eine solche „Ober-
grenze“ darstellt oder nicht und welche Konsequenzen sich daraus ergeben, ist unter 
den politischen Akteuren umstritten (www.zeit.de/politik/deutschland/2018-
02/grosse-koalition-koalitionsvertrag- 
union-spd).  

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Was ist nach Auffassung der Bundesregierung im Koalitionsvertrag zwi-

schen CDU, CSU und SPD gemeint, wenn von der „Rückführung und frei-
willigen Ausreise künftiger Flüchtlinge“ die Rede ist, was bedeutet in diesem 
Zusammenhang „künftig“ und was bedeutet „Flüchtlinge“ (bitte ausführen)? 

2. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, dass mit der im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD verwandten Formulierung „freiwil-
lige Ausreisen“ nicht nur finanziell durch das REAG/GARP-Programm ge-
förderte freiwillige Ausreisen gemeint sind (wenn nein, bitte begründen)? 

3. Stimmt die Bundesregierung der Einschätzung zu, dass mit der Zahl der bei 
der Ausreise registrierten „Grenzübertrittsbescheinigungen“ ein realistische-
rer Annäherungswert an die Gesamtzahl der freiwilligen Ausreisen vorliegt 
als mit der Zahl der finanziell im Rahmen von REAG/GARP geförderten 
freiwilligen Ausreisen (siehe Vorbemerkung, wenn nein, bitte begründen), 
und wenn ja, warum hat sie sich bei der Berechnung und Einschätzung des 
Zuwanderungskorridors für das Jahr 2018 (vgl. Antwort des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Marco Wanderwitz auf die Frage 97 der Abgeordneten 
Ulla Jelpke, Plenarprotokoll 19/41, S. 4104) nicht auf diese Angabe bezogen 
(bitte begründen)? 

4. Worauf genau basierte die Einschätzung des Bundesinnenministers bzw. sei-
nes Ministeriums, dass es in der zweiten Jahreshälfte „zu einer Zunahme der 
Zuwanderung“ (ebd.) kommen könnte, obwohl dies bei den Asylgesuchszah-
len im letzten Jahr kaum der Fall war und beim Familiennachzug zu Flücht-
lingen die Zahl der erteilten Visa im zweiten Halbjahr 2017 – im Gegenteil – 
deutlich rückläufig war (siehe Vorbemerkung; bitte nachvollziehbar begrün-
den)? 

5. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung der Fragestellenden, wonach 
aufgrund der Angaben der Bundesregierung zu Familiennachzugsvisa im 
Allgemeinen bzw. in Bezug auf Staatsangehörige aus Hauptherkunftsländern 
von Asylsuchenden (siehe Vorbemerkung) für das letzte Jahr geschätzt wer-
den kann, dass nur etwa die Hälfte aller Familiennachzugsvisa im Rahmen 
des Nachzugs zu Flüchtlingen erteilt wurde, während die andere Hälfte im 
Rahmen des Nachzugs zu anderen Migrantinnen und Migranten erteilt 
wurde, was beim „Zuwanderungskorridor“ des Koalitionsvertrages zwischen 
CDU, CSU und SPD aber gerade nicht berücksichtigt werden soll (so auch 
die Bundesregierung, a. a. O.; hinzu kommt, dass ein – wenn auch nur klei-
ner – Teil der Visa an Staatsangehörige aus typischen Asylländern im Rah-
men der Erwerbsmigration erteilt wird), und wenn nein, warum nicht, und 
welche andere Berechnungen oder Einschätzungen hat die Bundesregierung 
diesbezüglich (bitte darlegen)? 
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6. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass unter den aktuell Asylsu-

chenden auch Angehörige von anerkannten Flüchtlingen sind, die zuvor im 
Rahmen des Familiennachzugs nach Deutschland eingereist sind und dann 
zur Statusklärung einen Asylantrag gestellt haben (siehe Vorbemerkung; 
siehe auch beispielsweise die Beratungsbroschüre der Caritas, in der auf 
Seite 38 eine solche Asylantragstellung nach dem Familiennachzug als sinn-
voll erachtet wird: www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/Caritas_Ratgeber_ 
Familiennachzug.pdf), und wenn nein, warum nicht, und wenn ja, wie hoch 
schätzt die Bundesregierung deren Zahl ungefähr ein, und teilt sie weiterhin 
die Auffassung, dass diese Personen bei der Berechnung des „Zuwande-
rungskorridors“ nicht doppelt gezählt werden dürfen (bitte begründen)?  

7. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass der Umfang des Familien-
nachzugs zu anerkannten Flüchtlingen und Asylberechtigten zurückgehen 
wird, da die entsprechenden Schutzgewährungen in absoluten Zahlen zuletzt 
zurückgegangen sind und Anträge für einen privilegierten Familiennachzug 
innerhalb von drei Monaten nach der Anerkennung gestellt werden müssen 
(wenn nein, bitte begründen)? 

8. Wie ist die Einschätzung des Bundesministers Horst Seehofer (vgl. Presse-
mitteilung vom 20. Juni 2018 zu Asylanträgen im Mai 2018), nach den Er-
fahrungen der Vorjahre sei für den Sommer bzw. Herbst mit einem saisonal 
bedingten Anstieg der Antragszahlen zu rechnen und deshalb der vereinbarte 
Zuwanderungskorridor trotz des Rückgangs der Zahl der Asylanträge um 
18 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum erreicht oder sogar überschrit-
ten werden könne, damit vereinbar, dass dies jedenfalls nicht mit der Ent-
wicklung der Asylgesuchszahlen des Vorjahrs übereinstimmt (siehe Vorbe-
merkung) und dass es auch in dem Schwerpunktepapier des Bundesministe-
riums des Innern, für Bau und Heimat vom 17. August 2018 zum Einzel-
plan 06 auf Seite 286 heißt: „Die Zugänge der ersten fünf Monate des Jahres 
2018 mit 68 368 Asylerstanträgen (im Vergleichszeitraum des Vorjahres: 
86 198 Erstanträge) lassen erkennen, dass im Jahr 2018 mit einer geringeren 
Gesamtzahl von Asylanträgen als im Jahr 2017 zu rechnen ist“ (bitte nach-
vollziehbar begründen)? 

9. Inwieweit ist für das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat die 
in der Vorbemerkung dargelegte Berechnung nachvollziehbar, wonach sich 
aufgrund der von der Bundesregierung genannten Zahlen zum Stand Ende 
Mai 2018 durch Hochrechnungen eine ungefähre „Zuwanderungszahl“ für 
das Gesamtjahr 2018 in Höhe von etwa 150 000 Personen errechnen lässt 
(soweit es im Einzelnen Einwände gegen Annahmen, verwandte Zahlen und 
Hochrechnungen gibt, bitte konkret benennen), bzw. wie genau rechnet das 
Bundesministerium anders bzw. nimmt es andere Einschätzungen vor (bitte 
so konkret wie möglich darlegen)? 

10. Worauf stützte Bundesinnenminister Horst Seehofer seine Einschätzung 
(vgl. Pressemitteilung vom 20. Juni 2018), dass „trotz des Rückgangs der 
Zahl der Asylanträge um 18 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum“ der 
„im Koalitionsvertrag vereinbarte Korridor für die jährliche Zuwanderung 
nach Deutschland in Höhe von 180 000 bis 220 000 Personen […] in diesem 
Jahr erreicht oder sogar überschritten werden“ könnte, da die von der Bun-
desregierung auf eine diesbezügliche Frage genannten Zahlen (a. a. O.) diese 
Einschätzung gerade nicht stützen (siehe Vorbemerkung, bitte darlegen)? 

11. Nimmt der Bundesinnenminister aufgrund der oben und in der Vorbemer-
kung ausgeführten Einwände seine Einschätzung gegebenenfalls zurück, wo-
nach der vereinbarte Zuwanderungskorridor in diesem Jahr trotz zurückge-
hender Asylantragszahlen erreicht oder sogar überschritten werden könnte, 
und wenn nein, warum nicht (bitte darlegen)? 
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12. Inwieweit sieht sich der Bundesinnenminister in der Pflicht, die Bevölkerung 

über den Umfang der erfolgten bzw. zu erwartenden Fluchtmigration auf-
grund von realistischen Annahmen und Einschätzungen zu informieren und 
nicht belegbare Übertreibungen in diesem Zusammenhang zu unterlassen 
(bitte ausführen)? 

13. Welche Einschätzung hat der Bundesinnenminister aktuell zur Frage, ob der 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarte Zuwande-
rungskorridor auf der Grundlage vorliegender Zahlen (nicht) erreicht oder 
überschritten werden könnte (bitte nachvollziehbar begründen)? 

14. Welche aktuellen Zahlen und Einschätzungen liegen der Bundesregierung 
zur Berechnung bzw. Einschätzung des im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vereinbarten Zuwanderungskorridors vor (bitte wie bei der 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz auf die 
Frage 97 der Abgeordneten Ulla Jelpke, Plenarprotokoll 19/41, S. 4104, auf-
listen; bitte gegebenenfalls präzisere Zahlen und Einschätzungen verwenden, 
soweit die Bundesregierung die diesbezüglichen Ausführungen in der Vor-
bemerkung teilt), und auf welche ungefähre Zuwanderungszahl für das Jahr 
2018 kommt die Bundesregierung auf der Grundlage dieser Zahlen (bitte Be-
rechnungsweise konkret darlegen)? 

15. Welche korrigierten Einschätzungen gibt es aktuell gegebenenfalls insbeson-
dere zur Zahl der erwarteten Einreisen im Rahmen des Resettlement bzw. 
des Nachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten (siehe Vorbemerkung)? 

16. Welche Zahl freiwilliger Ausreisen im bisherigen Jahr 2018 ergibt sich, 
wenn statt der Zahl der finanziell im Rahmen des REAG/GARP-Programms 
geförderten Ausreisen die Zahl der bei der Ausreise registrierten Grenzüber-
trittsbescheinigungen betrachtet wird (bitte genau darlegen)? 

17. Wie viele der bislang im Jahr 2018 erteilten Familiennachzugsvisa gingen an 
Staatsangehörige aus den wichtigsten typischen Asylhauptherkunftsländern 
(bitte so differenziert wie möglich hinsichtlich des Zeitablaufs und der 
Staatsangehörigkeiten bzw. Herkunftsländer darlegen), und stimmt die Bun-
desregierung der Einschätzung zu, dass es davon abgesehen in quantitativer 
Hinsicht kaum einen relevanten Nachzug von Familienangehörigen Schutz-
berechtigter gibt, z. B. auch, weil bereits die Zahl nachziehender Familien-
angehöriger aus dem Hauptherkunftsland Eritrea im Jahr 2017 mit 263 (Bun-
destagsdrucksache 19/2060, Anlage b zu Frage 9) äußerst gering war (wenn 
nein, bitte begründen und diesbezügliche Annahmen und Zahlen nennen)? 

18. Welche Änderungen oder Maßnahmen plant die Bundesregierung, um zu ei-
ner realistischeren Einschätzung dazu kommen zu können, ob der im Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarte Zuwanderungskorri-
dor eingehalten wird oder nicht (bitte konkret und mit Zeitplan darlegen)? 

19. Welche Konsequenzen folgen aus Sicht des Bundesministeriums des Innern, 
für Bau und Heimat daraus, wenn der im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vereinbarte Zuwanderungskorridor überschritten werden 
sollte, und in welchem Gremium und aufgrund welcher Zahlen und Annah-
men wird von wem darüber befunden, ob dies der Fall ist (bitte ausführen)?  

Berlin, den 10. September 2018 

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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